
Interview 345

sprechenden Ratsbeschlüssen auf protestantischer Seıite sprechende ethische Einschränkungen erkennen. Eınen be-
näher als den Forderungen der eigenen Kirche, aber ZW1- zeichnenden Hınvweıs gab der bekannte retormierte Theo-
schen den Kirchen gab esS nıcht 1U  — keine gemeınsamen loge Andrı  e Dumas 1ın einer Rundtfunkdiskussion mıt dem
Erklärungen, sondern deutliche Gegensätze. iıne wel- Jesuiten Michel Rıquet SJ (vgl Le Monde, /3) Dıie
malıge Verlautbarung (vom 29 März 1971 und VO: Kirchenväter hätten War den Abort (und die Kindes-

Maı 1973 vgl den Wortlaut der letzteren in Otung) bekämpft mi1t dem Zıel, den Schwachen den
723 des „Rates der Französischen Protestanten- Starken schützen, aber, fragte Dumass, gEeEratE Nan

töderation“ bekennt sıch nıcht 1Ur strafrechtlich ZUT nıcht 1n Gefahr, gerade den Schwachen Unrecht tun”?
„soz1al-ökonomischen“ Indikation, sondern aßt auch eNnt- Rudolf ewandowsk:

InterviewWw

Die verharmlosten Folgen der Fristenregelung
Pın espräc miıt Prof Hermann Hepp
Vor der ersien Lesung der Reftorm des 218 Äatten WLY Durchtührung des Abortes selbst. Der Bevölkerung wurde
eın Inteyrview miLt Prof Hermann Hepp (Oberarzt mehr oder wenıger bewußt suggeriıert, bei einem Schwan-
der Universitats-Frauenklinik Maiınz) geführt, ın dem gerschaftsabbruch während der ersten Schwanger-
die damals anstehenden Reformmodelle erläutert WUuT- schaftswochen handle s sıch eiınen Bagatell-Eingrift,
den (vgl Maı p973, Nach der endgül- der mıttels Absaugverfahren 1n fast allen Fällen ambulant
tigen parlamentarischen Verabschiedung der Fristenrege- durchgeführt werden kann. Diese Vorstellung haben auch
lung haben WLT das Gespräch nochmals aufgenommen: viele Politiker heute noch. Man Wr und 1St daher der
diesmal hauptsächlich über dıe Folgen für Ärzte, Kran- Meınung, daß sıch 1n Zukunft der Schwangerschaftsab-
henhäuser un Öffentlichkeit. Auch das Thema Beratung, bruch vorwiegend ın den arztlichen Praxen ereignen
das die Anhänger der Fristenregelung sechr ın den Vor- würde und 1ın diesem Bereich sıch das Problem der Or-
dergrund gerückt haben, ayıyd nochmals angesprochen. gyganısatıon mıi1it der eıt recht guL einspielen werde.

Der Bundestag hat soeben den Einspruch des Bun-
desrates die Reform des 218 zurückgewiıesen. Dıie „ INIC alle Motive für den ıllegalen
Fristenregelung 1St damıt parlamentarisch verabschiedet. Abbruch ausgeraumt“
1€e sehen seine Wirkungen 1n der Praxıs 2uUSs”? Mıt wel- Warum oll diese Meınung nıcht plausıbel se1n?chen Problemen ISt; ANSCHOMMECN, das Gesetz trıtt nach der Man geht doch davon Aaus, da{fß bereits bısher die ıllegalen
VO Verfassungsgericht verordneten Pause 1n Kraft, Aborte ın x 10 0/9 der Fälle VO  3 Ärzten 1n Privatpraxenrechnen? Vor allem Was bedeutet die Fristenregelung für durchgeführt werden.
den Arzt?

Hepp Von diesem Faktum geht INa  3 iın der 'Tat AuUsS, aber
Hepp Dıie Frage, ob in der Bundesrepublik Tötung das Argument überzeugt deshalb nıcht, weıl diese Ärzte
menschlichen Lebens von Ärzten ohne Indikation durch- den Schwangerschaftsabbruch immer 1Ur eingeleıtet, die
geführt werden annn un: stratfrei bleiben soll, wurde Patıentin dann jedoch umgehend ZUur Therapie des ab-
etztlich politisch entschieden. Zweıtellos wurde 1n allen laufenden Abortes 1n das Krankenhaus oder die Klinik
Diskussionen der etzten Jahre die rage der Realisierung eingewl1esen hatten. Außerdem 1St bedenken, daß wahr-
einer Fristenregelung je] Zuwen1g bedacht und diese da- scheinlich eın großer Teıil dieser Ärzte sıch legalen
her auch VO  3 politischer Seıite ın keiner Weiıse vorbereitet. bort nıcht mehr beteiligen werden, da und das 1St
Das gilt sowohl für die Errichtung der Beratungsstellen, wirklıch begrüßen ıne Bereicherung durch die Tat-
die ZU Schutze des menschlichen Lebens dem Schwanger- sache der Illegalität (Risiko-Honorar) des Schwanger-
schaftsabbruch vorgeschaltet se1n ollen, als auch für die schaftsabbruches 1ın Zukunft nıcht mehr möglich 1St
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Der Hartmannbund hat noch Tag der endgül- Einfluß des Gesetzes auf die Gewissensbildung erklären.
tigen Verabschiedung der Fristenregelung durch den deut- Mıt der Freigabe des Schwangerschaftsabbruches werden
schen Bundestag VOr ambulanten Aborten SEWArNT und nıemals alle Motive, die bisher die Tau ın die Illegalıtät
auf die daraus resultierenden gesundheitliıchen Getahren drängten, ausgeraumt.
hingewiesen. Werden solche Getahren nıcht überschätzt?

Ist daraus schließen, dafß die Zahl und Häufigkeit
Hepp Es ware gefährliıch und würde die gesundheitspoli- der Aborte insgesamt stei1gt?
tischen 7 iele der Reform des 218 in erheblichem aße
1n rage stellen, würde INa  - den ambulanten Schwanger- Hepp Mıt Sıcherheit kann InNnan NUur Nn, daß dıe Zahl der

legalen Aborte ansteıgen wiırd. An and der Zahlen Aausschaftsabbruch ZU Regelfall machen. Die Tatsache der
Gefährdung der TAau durch einen Schwangerschaftsabbruch W EeST- und osteuropäischen Ländern 1St fürchten, daß
1St der Tan eindringlıcher, Als dies bisher geschah, bewußft die Summe der noch verbleibenden illegalen und der 1U  >

s machen. Es zibt bıs heute keine absolut nebenwirkungs- Jlegalen Aborte letztlich tatsächlich höher lıegen wırd als
treie Methode. eım ambulanten Eıngrift werden Ja NUur die derzeit Zahl der Jegalen un: illegalen
die Frühkomplikationen beobachtet Dıie Frauen kom- Aborte In Ungarn, seit über 20 Jahren der Schwanger-
iINenNn dann einıge Tage spater mi1ıt den Spätkomplikationen schaftsabbruch strafrechrtlich weitgehend freigegeben St,
in die gynäkologischen Abteilungen Da statıonÄären Auft- kommen heute autf hundert Geburten 1 301720 legale
nahme. Die häufigsten Frühkomplikationen sınd Gebär- Schwangerschaftsabbrüche. In Rumänıen stıeg mMit der
mutter-Perforation, Gebärmutterhalsri(ß, ıne stärkere Liıberalisierung der Gesetzgebung die Abtreibungszahl 1n
Blutung, ıne Gebärmutterschleimhautentzündung mMI1t den Jahren DA VO  3 1720 01010 auf I2 Miıllionen
aufsteigender Entzündung der Fileiter. Da miıt eiınem PIro Jahr, daß se1it 1965 iıne rückläufige Retorm NOLT-

Schwangerschaftsabbruch auch ıne Allgemein-Nar- wendig wurde. In New ork wurden nach der Freigabe
kose oder Leitungsanästhesie verbunden 1St, können jeder- des Schwangerschaftsabbruchs VO Juli 1970 bıs Juli
Zeıt auch Narkose-Zwischentfälle auftreten. Die genannten 971 185 000 Unterbrechungen durchgeführt (Beller
Frühkomplikationen sind auch beim Schwangerschafts- In England lag 977 die Zahl der Interruptionen bereits
abbruch mıiıttels Saugkürette Dıie Saugküret- bei 156 /14 Davon wurden 100 Z 1n 54 lizenzierten

Privatklıniken un: 1Ur 00OÖ in Kliniken des StaatlichenCage 1St ZWAar risıkoärmer, aber ebenfalls nıcht risıkofre].
Nach Nathason (IOZU) Jag die Gesamtkomplikationsrate Gesundheitsdienstes durchgeführt.
bei 21 O0OÖ Fällen mıiıt Saugkürette bei z 0/9 Tietze (1974)
berichtet bei 29 458 Interruptionen MI1t Saugkürette VO  3

einer Komplikationsquote VOoN 51 0/9 Die Gesamtzahl Jag „Indikationslose Totung schlichtweg
bei F0.1 0/9 ber Spätkomplikationen liegen wen1g - nzumutba  66
verlässıge Zahlen VOTL. Als wichtigste Spätkomplıikation
sind das erhöhte bort- und Frühgeburtenrisiko und die TIrotz einzelner Aaus medizinischer Sıcht auch pos1-
Sterilität eCeNNEN. egen zunehmender Gefährdung tıver Nebenfolgen (erzwungenes „Desinteresse“ VO  } be-
der Han mMi1it tortschreitender Schwangerschaft können rufsmäßigen privaten Aborteuren) bezeichnen viele Ärzte
Schwangerschaftsabbrüche Jjense1ts der bıs Woche und das (esetz als MIit ihrem Berut unvereıinbar. Sıind für
iınsbesondere bei Wiıederholung NUu.  an miıt großen Bedenken diesen Vorwurtf ausschließlich Gewissensgründe oder eben-
durchgeführt werden. In gleichem aße steigen die Ge- sosehr praktische Folgen für diıe Ärzte und den Klinik-
tahren eines ambulanten Eıingrifts. Jede Wiederholung etrieb maßgebend?
e1nes Abbruchs erhöht die Getfahr eines bleibenden Scha-
dens. Hepp Das grundsätzliche Problem 1St un leibt, daß die

Tötung menschlichen Lebens indıkationslos, ohne
Wırd mMi1it der Fristenregelung das Hauptziel vieler Konfliktsituation für viele Ärzte 1ın unNnserem Land schlicht-

ıhrer Verfechter, dıe Beseitigung der klandestinen bzw WCB unzumutbar 1St. Zahlreiche Ärzte und auch Kranken-
ıllegalen Aborte, erreicht werden? häuser werden sıch daher AausSs Überzeugung weıgern,

Schwangerschaftsabbrüche ohne Strenge Indikation und
Hepp Zu dieser rage lıegt ausreichendes Zahlenmaterial gewıissermaßen serienmäßig durchzuführen. Da Bundes-
AUuUs östliıchen W1e westlichen Ländern VO  a Dennoch wırd recht 1n den einzelnen Ländern, Kreıisen und Gemeinden

iımmer schwierig se1ın, ıne zuverlässıge Aussage über sıcher nıcht nach eigenem Ermessen geändert werden kann
den Einflufß des NEUECN (Gesetzes auf die Zahl der illegalen und das Gesetz auch praktisch realısıerbar se1ın mußß, 1St
Abtreibungen machen. Dıies beruht autf der relatıv be1 allem Zugeständnis der persönlichen Gewissenstreiheit
hohen Dunkelzifter, MIt der hier argumentiert werden das schwierige Problem des iındirekten Zwanges gegeben.
muüßte. Dıie immer wieder lıberaler Gesetze ANSCHC- Nur eın beschränkter Ausweg 1St wahrscheinlich.
benen hohen Zahlen ıllegaler Aborte lassen sıch VOTI allem Es 1St vermuten, daß 1n Zukunft 1ın einzelnen Regionen
mMit dem Wunsch nach Anonymıität un VOTL allem dem und insbesondere in den Großstädten Privatkliniken ent-
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stehen, die sıch ausschlie ßlich dem Schwangerschaftsabbruch erkennen annn meıine aber, daß ıne Gesellschaft, die
wıdmen werden. Dıie Errichtung derartıger Abort-Klini- sıch ıne humane Gesellschaft NNT, hohes Interesse daran
ken wırd VO Staat subventioniert werden mussen. Sicher behalten muß, daiß hre Ärzte nıemals der Tötung des
werden aber NUur in einzelnen Bundesländern staatlıche Menschen durch den Menschen zustımmen, sıch dem
Abort-Kliniken entstehen. Ob sıch genügend Ärzte finden, menschlichen Leben grundsätzlıch verpflichtet tühlen un
die sıch ausschließlich dem Schwangerschaftsabbruch wiıid- sıch keın Urteil über den Lebenswert menschlichen Lebens

anmaßen.INCNM, ISt ungewi1ß. Da der Schwangerschaftsabbruch, w1ıe
schon ZeSaAZT, auch in Zukunft vorwiegend eın statıonÄäres
Problem se1in wird, werden 1in den staatlichen und städti-
schen Frauenkliniken Je nach Bedarf kleinere oder größere „Gefahr eiıner paltung bewußt
Abort-Stationen eingerichtet werden mussen. In Kauf genommen“

Sıe sehen also indirekte Zwänge auf Chefärzte un: Sıe sagten vorhıiın, Bundesrecht könne nıcht durch
Länder, Kreıise und Gemeinden nach eiıgenem GutdünkenKlinikleitungen zukommen?
geändert werden. Die „Süddeutsche Zeıtung“ sprach aber

Hepp Ja, sehen Sıe, schon allein deswegen: 1m Falle der bereıts einen Tag nach der Verabschiedung VO  3 (ihrer Me ı-
Fristenregelung haben WIr mıiıt einem Auseinanderklaf- NUunNns nach) „erschreckenden“ Beispielen, w1ıe Landräte und
fen TVvo  S Legalität und Legitimität £u  3 Solange über die Krankenhausträger sıch anmaßten, die in Gesetz und Ver-
ethısche Vertretbarkeit und Legıitimität des Schwanger- fassung garantıerte Gewissenstreiheit 1n ıhrem Sınne
schaftsabbruches nıcht eindeutig befunden worden ISt, regulieren. Wırd CS Je nach Reaktion der Gebietskörper-
solange der Schwangerschaftsabbruch über seiıne Legalisie- schatten unterschiedlicher oder gegensätzlicher Anwen-
rung hinaus keine Legitimitätsgrundlage hat, ISt - dung des (Gesetzes kommen?
geheuerlich, einen Menschen, un sel auch NUur indirekt,

diesem Eingrift verpflichten. Es wird daher auch Hepp Be1i der Freigabe des Schwangerschaftsabbruches
ıne Zumutung se1n, den Leiter einer gynäkologischen Ab- geht ıne fundamentale rage eines Volkes Mıt
teilung, der die Verwirklichung der Fristenregelung ab- dieser kompromißßlosen Entscheidung das Leben
lehnt, durch den Krankenhausträger zwıngen, VO den während der ersten drei Schwangerschaftsmonate wurde

gleichzeitig die Getahr einer Spaltung des Volkes bewußtıhm bisher zugew1esenen Betten mehrere eiınen Beleg-
AUSZT. abzugeben der evtl. als Abortstation eınem seiner 1n auf NOINIMMECN. Von dieser Tatsache mussen WIr aus-

Mıtarbeiter übergeben. Diese Entwicklung wird jedoch gehen. habe schon darautf hıingewıesen, dafß INnan sıch
mıiıt Sicherheit auf uns zukommen. 1mM Verlaute der zurückliegenden Diskussion eıine

Retorm des 218 StGB viel zuwen1g mıit den Folgen aUuUS$S-

Von aärztlicher Seıite wurde 1 Falle der Ver- einandergesetzt hat, die siıch tür Ärzte, Krankenhausperso-
abschiedung der Fristenregelung geradezu VO  - einer nal und Krankenhausträger be] einer Fristenregelung er-

Umkehr des arztlichen Auftrags gesprochen. Haben WIr geben. Be1 der erwähnten geistıgen Spaltung wird wel-
also mit eiınem Verstofß des Gesetzgebers das tellos regional vielleicht unterschiedlich stark

berufliche und ethische Selbstverständnis des Arztes Auseinandersetzungen über die 1mM (zesetz und der Ver-
tun” fassung garantıerten Gewissensfreiheit kommen. Von bei-

den Seiten siınd hıer Diskriminierungen erwarten.

Hepp Be1i der Fristenregelung haben WIr MI1t einem
(jeset7z Cun, das eindeut1ig dıe Überzeugung der- Bringt nıcht die Aufnahme des Schwangerschafts-
Jjenigen beschlossen wurde, die für deren Ausführung auf- abbruches 1n den Katalog der Regelleistungen der ZESCTZ-
zukommen haben Es zibt aber ethische Prinzıpijen der lıchen Krankenkassen die „Pille“ auf Krankenschein
ärztlichen Arbeıt, die unverrückbar sınd, un 1St deshalb oll nıcht geben! die Ärzte un Krankenhäuser 1in
keineswegs übertrieben, WEenNnn VO'  3 der Umkehr des ArzZt- dieser Beziehung in zusätzliche Konfliktsituationen?
lıchen Auftrages gesprochen wird, die für die Mehrheit
der Ärzte nıcht annehmbar 1st Eın Arzt hat prior1 miıt Hepp Zweitellos entstehen dadurch zusätzliche Belastun-
Abtreibung nıchts Abtreibung 1St das Gegenteıil en Denn: auf der eiınen Seite können die Ärzte für alle
VO Heilkunde. Nur bestimmter Indikation kann Leistungen der gesetzlıchen Krankenkassen verpflichtet
S1e einmal Bestandteil einer Krankenbehandlung sein Der werden, auf der anderen Seite wird 1n bezug auf den
Gesetzgeber hat in dieser pluraliıstischen Gesellschaft dıese Schwangerschaftsabbruch Entscheidungsfreiheit 1mM (jesetz
Prinzıpien unberücksichtigt gvelassen. Es 1St reilıch ıcht gyarantıert. Wahrscheinlich wırd eın Chefarzt auf rund
mıt etzter Sicherheit auszuschließen, daß ıne zukünftige der Entwicklungsklausel iın seınem Vertrag nıcht verhin-
Ärzteschaft dem Einfluß gesellschaftlıcher Verände- dern können, daß seiner Klinik der Schwangerschafts-

abbruch indikationslos durchgeführt oder/und iıne Abort-IuUuNgCN und dieses CGesetzes die für uns noch gültigen T1N-
zıpıen aufgıbt und 1m indikationslosen Schwangerschafts- Statıon, evtl. 1 Belegarzt-System, errichtet wiırd. In
abbruch Sar keine Umkehr des arztlichen Auftrages mehr gynäkologischen Abteilungen der Schwerpunkt-Kranken-
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häuser werden bei der jetzıgen Betten-Sıtuation viele Hepp Das Modell der Ärzteschaft, das zuletzt 1mM Bundes-
Patıenten miıt legalısıertem Wunsch auf Schwangerschafts- rat durch die parlamentarische Opposıtion als Kompro-
abbruch iınfolge Bettenmangels nıcht aufgenommen WEeli- mißlösung 1Ns Spiel gebracht wurde, hatte Aaus zweierlei
den können. Es 1St auch möglıch, da{fß einer gew1ssen Gründen politisch keine Chance. Diese Inıtiatıve kam VO  3

Verschiebung der operatıven Dringlichkeitsliste kommt. seıten der Opposıtion SOZUSASCNH nach Uhr Vor allem
Der Schwangerschaftsabbruch mMu vorrangıg behandelt aber WAar den Regierungsparteien dieses Indikationsmodell
werden, damıt der Zeıiıtraum der ersten drei Schwanger- viel CNS gefaßt. Es eing Ja etztlich 1im Indikationen-
schaftsmonate eingehalten werden kann. Außerdem sind modell der SPD bzw. 1m Müller-Emmert-Entwurf VO  3

personelle Schwierigkeiten Das Personal Anfang der Diskussionen STETS die Anerkennung der
wırd die Einrichtung VO'  3 Abort-Stationen Zu Teil ab- eın soz1alen Indikation, W as meı1nes Erachtens „de tacto“
lehnen, dafß die Patiıenten teıils auf operatıven, teıils auf (nıcht „de iure“) auch einer Freigabe des Schwangerschafts-
konservatiıven oder 192 auf Wochenbett-Stationen nier- abbruches während der ersten reli Monate entsprochen
gebracht werden mussen. hätte. meıne daher, daß bei der politischen Konstel-

latıon in unserem Lande dieser Kompromifß VO  - den die
politische Macht tragenden Parteıen nıemals gewollt WAarFr.Wıe 1St Sıe stoßen die Frage verade die

Miıtwirkungsbereitschaft des ärztlichen Personals 1M Rah-
19814  = der Fristenregelung einzuschätzen? HEK Ist e1in rund für die Tatsache, daß die Fristen-

regelung gu Letzt mMi1t klarer Mehrheit verabschiedet
Hepp Es lıegen bis heute noch keine sorgfältigen Unter- wurde, nıcht darın sehen, daß die CDU/CSU in der
suchungen beim Pflegepersonal und den Anästhe- Frühphase der Diskussion den viel günstigeren
s1ısten VOL: Es 1St ıne völlig oftene rage, W 1€e die Bedingungen der untten Legislaturperiode zıiemlich
Bereitschaft ZUr Beteiligung indikationslosen Schwan- Dassıv geblieben 1St und das Gespräch über die ersten

gerschaftsabbruch während der ersten drei Monate 1St. Es Jahn-Modelle nıcht gesucht hat?
mMu aber 1n diesem Zusammenhang eines klar AduUSSCSPIO-
chen werden: wWenn die Gesellschaft die Tötung eınes Hepp Im Verhalten der parlamentarıschen Opposıtion

zeıgte sıch 7zweitellos eın schwerwiegendes Versäumnıs.Menschen durch den Menschen Jegalisıert, dann kann nıcht
MIt eıner geradezu zynıschen Selbstverständlichkeit auf Die CDU/CSU hätte 111,. in der Frühphase der Diskus-
die Ärzte verwıesen werden. Be1i einer Freigabe des S10N, spatestens jedoch 1mM Wahlkampf 1971/1972 ZUr

Schwangerschaftsabbruchs sollte der Vollzug des Schwan- Retorm des 218 ıne klare Aussage treften mussen. In

gerschaftsabbruchs durch einen FExekutionsberuf geregelt diesem Zusammenhang se1 daran erinnert, da{fßß 1m Indıiı-
kations-Katalog des ersten Jahn-Modells die eın sozialewerden (was iıne Beteiligung VO  $ Ärzten nıcht AUS-

schliefßt). Konsequent Ende gedacht, hieße dıes, bort- Indikation tehlte. Es ware 1m Sınne des politisch Mach-
baren wesentliıch günstiıger SCWESC, WenNn die OpposıtionKlinik der Abort-Saal mMIt dem Aborteur, der bei Kom-

plikationen und ZUr Nachbehandlung des Abortes den csehr £rüh un: MmMIt eınem einheitlichen Reformmodell die
öffentliche Diskussion mitgetragen hätte.AÄArzt zuzieht. Auf keinen Fall annn die Aufgabe der

Ärzte se1n, Jetzt nach politischer Verabschiedung einer
Gesetzesregelung, die eindeut1ig die Überzeugung War AUS der Sıcht des AÄArztes die katholische Kirche

Zzut beraten, iıhren Standpunkt fast 1Ur axıomatischderjeniıgen beschlossen wurde, die für deren Ausführung
aufzukommen haben, aufgrund der politischen ersaum- vertreten” Hätte sS$1e nıcht mehr difterenzieren mussen

7zwischen dem, W as sittlıch verdammen 1St, und dem,nısse hinsıchtlich organiısatorischer un: struktureller ber-
legungen selbst aktıv werden. Wır würden uns mMi1t W as rechtsethisch für den Gesetzgeber vertretbar un polı-

tisch realisierbar erscheint?Recht dem Vorwurf auSSeTZeN, WIr seıl1en durch ıne
Gesetzesregelung jederzeit korrumpierbar. Hepp Diese rage 1St AUuUsSs der Sıcht des AÄArztes schwer

beantworten. Meıne Sanz persönlıche Meınung iSst, daß
in der Diskussion dieser fundamentalen rage unseres

„Kompromiß nıemals gewollt“ Volkes die Kirchen NUur den ax10matischen Standpunkt
vertretfen konnten. In dieser rage 1Sst die Brücke zwischen

In der etzten Phase der Verhandlungen wurde VO  - dem, W as sittlich verdammen, un: dem, W as rechtsethisch
vertretbar 1St, sehr schmal Global haben WIr außerdemmehreren Seiten 1mM Bundesrat seıtens der parlamen-

tarıschen Opposıtion und 1n eiınem etzten Aufruf des mıt dem Mißverständnis CunN, als ob das, W 4s

Ratsvorsitzenden der FEKD das 508 Modell der Ärzte- gesetzlıch nıcht mehr verboten 1St, nunmehr auch sittlıch
schaft, das neben der medizinischen auch ı1ne soz1al-medi- erlaubt se1l Der Rückzug des Staates AUS seiner Verant-
zinısche Indikation vorsah, 1nNs Spiel gebracht. Dıieser WOrtung für den Schutz menschlichen Lebens während
Kompromifß hätte den Bruch zwıschen dem (Gesetz und eiıner willkürlich festgelegten Frıist durfte die Kır-
dem therapeutischen Auftrag des AÄArztes wenıgstens ımm chen nıcht verführen, sıch politisch-pragmatischen
Prinzıp beseitigt. Warum kam nıcht zustande? Gesichtspunkten orlentieren.
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Das ISt auch meıine Meınung. ber gerade das Ärzte- Jahren Gynäkologen bei Bewerbungen staatlıche und
Modell ware bei konsequenter rechtsethischer Argumenta- städtische Frauenkliniken VO:  3 den Kommuissıonen nach
t1on vertretbar SCWESCH, un die Tatsache, daß INan kırch- iıhrer Einstellung ZUur Fristenregelung befragt.
licherseits auf diese Argumentatıon Sal nıcht einging un:
das AÄrzte-Modell erst recht spat entdeckte, hatte u.,. auch Iso autf jeden Fall Behinderung der Chancengleich-
retardiıerenden, WEeNnNn nıcht Sal (ın dieser Frage) spalten- heit be; Stellenbewerbungen. Sehen Sıe auch Auswirkun-
den Einfluß auf die CDU/CSU Zudem trage iıch mich, Cn tür den ärztlichen Nachwuchs®?
ob ZUuUr Vermischung des gesetzlıch nıcht Stratbaren mıiıt
dem sıttlıch Erlaubten nıcht auch jene beitragen, für die Hepp Hinsichtlich der Ausbildung sınd noch viele Fragen
die Brücke zwıschen sıttliıch Verdammenswertem un often. unge Ärzte, die ıne gynäkologische Fachausbil-
rechtsethisch Vertretbarem schmal 1St, daß S1e S$1e Sar dung anstreben, den indikationslosen Schwangerschafts-
nıcht sehen scheinen? abbruch jedoch AUS Gewissensgründen ablehnen, werden

ohl 1n der Auswahl eingeengt senin. Dıie Chancengleich-
Hepp meıne, dies 1St richtig, WEeNn nıcht elementare heit 1Sst nach der Freigabe des Schwangerschaftsabbruches
VWerte betroften sınd. Im Fall des 218 geht den auf jeden Fall eingeengt.
Elementarwert Leben Gesetzesänderungen ziehen hier tast
notwendıg Konsequenzen 1mM ethischen Verhalten nach sıch Von der gleichen Einengung scheinen auch Kranken-
Deswegen bleibt der Kirche un u1l5 keine andere Wahl häuser ın kirchlicher Trägerschaft betroften seıiın
als die des klaren Bekenntnisses.

Hepp Das 1St sehr Eın Staat, der Abtrei-
bung nach der Fristenregelung zuläßt un über die Sozial-

„Wır werden belohnt der bestraft versicherung finanziert, als Regelleistung anerkennt,
ann sıch etztlich nıcht leisten, Krankenhäuser 1mM Rah-fürD Überzeugung“ inen des Krankenhaus-Finanzıerungs-Gesetzes tördern,
die die Durchführung des indıkationslosen Schwanger-lle Reformentwürfe ZU 218 enthielten wne
schaftsabbruches 1n ıhrem Krankenhaus ablehnen. Es SC-Gewissensklausel, die besagt, dafß eın Ärzt und keine

Schwester CZWUNSCH werden kann, einer Abtreibung schah Ja auch nıcht zutällig, da{fß der Schwangerschafts-
abbruch als Leistung der Sozialversicherung gesetzlıchmitzuarbeiten. Ist diese Gewissensklausel nach dem, W 4S

Sıe bereits andeuteten, überhaupt praktikabel? schon VOL der Verabschiedung der Fristenlösung als Re-
torm des 218 gesetzlich verankert wurde. Es 1St miıt
hoher Sicherheit erwarten, dafß die kontessionellen

Hepp In der Diskussion die Reform des 218 wurde Krankenhäuser infolge ihrer Weıigerung, den iındikations-
immer miıt Nachdruck darauf hingewiesen, dafß eın Arzt losen Schwangerschaftsabbruch durchzuführen, finanzıell
kraft GesetzesMwerden kann, einen Schwanger- benachteiligt werden. Daiß hier in einzelnen Landesteilen
schaftsabbruch durchzutführen. Das 1St siıcher richtig. Den- schon Jjetzt Gegendruck wirksam wırd und ZU Teil auch
noch MUu und wiırd ıne Gesellschaft, die die Freigabe des
Schwangerschaftsabbruchs ordert, schon ZUur Verwirk- schon polıtisch ausgetragen wırd, 1St NUur logisch.
lıchung der gesundheitspolitischen Ziele die Ärzte un
insbesondere die Gynäkologen, das Pflegepersonal un In Osterreich wurde als Folgewirkung der Fristen-

regelung eın Gesetz durchgebracht, das auch Kranken-auch die Krankenhausträger auf irgendeine Weiıse iın
Zwang nehmen. Von ein1ıgen indirekten Zwängen, die tür häuser in kirchlicher Trägerschaft ZUr Durchführung VO  j

die Chefärzte gynäkologischer Abteilungen er warten Abtreibungen zwıngen ol Auch be1 unl yab Andeu-
Cungen, die Gewissensklausel gelte für physische, abersınd, haben WIr schon gesprochen. Ganz besonders WOCI-

den aber für weisungsgebundene Ärzte, und VOT allem bei nıcht für juristische Personen. Ist Druck 1n dieser Rıchtung
nıcht auch in der Bundesrepublik erwarten”?Bewerbungen leitende Posıtionen 1n staatlıchen un:

städtischen Kliniken solche indirekten Zwänge 1WAar-

ten se1n. Es kommt daher fast einer bewußten Irreführung Hepp Der Druck auf die kontessionellen Krankenhäuser
gleich, wenn behauptet wird, nıemand werde durch die wird AUS den eben geNannten Gründen aut jeden Fall
LEUE Gesetzgebung gezwungen, seın Gewiıssen einen spürbar werden. Denn einerseılts z1Dt Stiäidte 1n der
Schwangerschaftsabbruch vorzunehmen. urch vielseitige Bundesrepublik, 1n denen seit vielen Jahrzehnten dıe
indıirekte Zwänge kann und wırd ZUuUr Existenzbedro= gesundheitliche Betreuung der Bevölkerung tast ausschliefß-

lıch VO  ; kontessionellen Krankenhäusern wiırd.hung 1n vielen Fällen kommen. Um deutlich cn  °
Wır werden elohnt oder bestraft für MSCTE Überzeugung. Andererseits 1St klar, daß insbesondere die gesundheits-
Ob ein Arzt während der ersten drei Schwangerschafts- poliıtiıschen Ziele der Retorm des 218 1Ur erreicht Weli-

MOoNnate menschliches Leben tOtet oder nıcht, wiıird eın den können, WEENNn der Schwangerschaftsabbruch wirklich
Qualifikationsmerkmal des AÄArztes. Schon 1m Vorgriff auf „lege artıs“ VO'  — ausgebildeten Ärzten durchgeführt wird.
die Gesetzesretorm wurden während der etzten 7wel meıne, WIr mussen zunächst abwarten, W 4S 1n dieser
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Rıchtung alles geschehen wird. ber die Grundsatzfrage, rung einer Beratungsstelle wıird diese bei einer Fristen-
ob die Gewissensklausel 1Ur tür die Person, die den regelung praktisch ohne Chance se1n. Der Spielraum einer
Schwangerschaftsabbruch durchtührt oder ıhm MI1t- echten Beratung mıt dem Ziel, das ungeborene Leben

schützen, wırd nach Verabschiedung der Fristenregelungwirkt, Geltung haben soll, lıegen VO  - den Politikern bis-
her 1U Vapc Formulierungen MVICH Da die meısten Polıiti- ungeheuer CNg Auch eın soz1almedizinıscher Dienst iın
ker, W 1e schon gESART, nach wIıe VOL der Meınung sınd, Verbindung eiıner Klinik annn NUr annn wırksam
eın Schwangerschaftsabbruch se1 eın ausschließlich ambu- arbeıten, WenNnn alle Glieder einer Klinik un: alle Mıt-
lantes Problem und werde sıch ohne orößere organısator1- arbeiter dieser sozialmedizinischen Abteilung die Fristen-
sche Ma{fßßhnahmen Zanz VO  3 selbst 1n unserem Lande VeOelr- regelung voll akzeptieren. Eıne Beratungsstelle kann mMe1-
wirklıchen, 1St darüber bisher noch nıcht ernsthaft nach- 165 Erachtens 1Ur dann wirklich funktionsfähig se1n, wenn

gedacht worden. S1e VOL dem Hıntergrund möglicher Indikationen miıt dem
Ratsuchenden abwägen und gleichzeitig praktische Hılte
anbieten kann. befürchte, daß die Beratungsstellen inKardinal Döpfner hat angekündıigt, kirchlicherseits

werde INa  $ alle möglıchen Ma{fßnahmen ZU Schutz der Zukunft Ur kurze Korridore darstellen werden, deren
1n ihrer Gewissenstreiheit un beruflichen Exıstenz be- Ende der Schwangerschaftsabbruch durchgeführt wird.
drohten Menschen ergreifen. Sınd solche Schutzmaßnah- Das Selbstbestimmungsrecht des Menschen 1St Ja über das
men nötıg, welche sind möglıch? Recht auf Leben gestellt worden.

Hepp glaube nıcht, da{fß kirchlicherseits wirksame Unter der Devıse „Beratung Strate“ hat ın
Maßnahmen D Schutz der 1n iıhrer Gewissenstreiheit der etzten Phase der parlamentarıschen Entscheidung
und beruflichen Exıstenz bedrohten Menschen möglich sein auch eın Großteil jener SPD-Abgeordneten ZUur Fristen-

regelung übergewechselt, die MI1t dem Vorsitzenden deswerden. WTr iın diesem Punkt VT Jahren noch
optimistischer, als ıch immer wıeder auf die dringende Strafrechtsausschusses Müller-Emmert lange eıit rechts-

ethische und verfassungsrechtliche Bedenken dieNotwendigkeıt hinwies, die gynäkologischen Abteilungen
konfessioneller Krankennhäuser personell, baulich un Fristenregelung hatten, dennoch wurde der Vorwurf der
apparatıv optimal auszurusten. Kleine Zerstreut arbei- Alibifunktion weıt VO sıch gewıl1esen
tende Belegarzt-Abteilungen werden in der en-

den Auseinandersetzung tür hochqualifizierte Fachärzte Hepp Sıe haben 1n eiınem rüheren Interview, das WIr
keine Alternative darstellen können. Die Ärzte und ArZt- INM! führten, ZeESAQT, dafß ıne Retorm des 218
lıchen Mıtarbeıiter, die den indikatiornslosen Schwanger- ethısch nıcht Rechtens sein kann, Wenn „befristet“ den

Schutz eines anerkannten Rechtsgutes autfhebt. Wırschaftsabbruch ablehnen, mussen klar erkennen, da{fß S1e
adurch finanzıelle, berufliche und gesellschaftliche Nach- uUunNns damals einN1g, da{fß das menschliche Leben 1m Verlaute
teile ertahren werden. seiner Entwicklung nıcht mit verschiedenen Qualitäten

und Wertungen versehbar 1St. Tut in  3 1€e5s dennoch,
begibt INa  - sıch auf einen verhängnisvollen Weg Dieses

„In geradezu zynischer Weise außerordentlich wichtige Faktum War un: 1St der EYd-

gende Unterschied 7zwischen jeder orm eines Indikations-Illusionen aufgebaut“ modells und der Fristenlösung. Das WAar Ja auch der
entscheidende Grund, weshalb ıne Minderheit der SPD-Als die Koalıitionsparteien die Fristenregelung durch- Fraktion den trüheren Bundesjustizminister Jahn und

EUZICH, hielten S1e große Stücke VO Beratungszwang. Müller-Emmert niemals der befristeten FreigabeBaute mMa  $ hier nıcht Ilusionen auf, zumal Ja die era- menschlichen Lebens zustiımmen konnten. Die Gründe, die
Cung dem behandelnden Arzt überlassen 1St und der Besuch
einer Beratungsstelle nu  — als mögliche Alternative, nıcht nach Einschwenken der Mehrheit der Müller-Emmert-

Fraktion auf die Fristenregelung als Reform des Yla cals zwingende Voraussetzung vorgesehen isy? gegeben wurden, konnten daher auch 1n keiner Weise über-
ZCUSCN. Hıer mussen parteipolitische ZwängeHepp Die Diskussion über die Beratungssitunation wurde

nıemals ehrlıch geführt. Man hat auch politisch dieses Pro- werden, denen NUuUr wenıge standhalten konnten. Auch hıer
wahrscheinlich be] aller SO Gewissensfreiheitblem VOT sıch hergeschoben. In den Schlußdebatten WAar schon in der Stunde der Entscheidung indirekte Zwängedie Beratungsstelle gleichsam das Feigenblatt der Fristen- wirksam.regelung, be] Freigabe des Schwangerschaftsabbruches

trotzdem betonen können, W1e sehr INa  S ın Wahrheit Würden Sıe den Kirchen ıne wesentlıche Intensivıie-
für den Schutz des ungeborenen Lebens se1l. Es wurden ZU Iuns der Ehe- und Familienberatung mıiıt Schwerpunkt
'Teıil 1n geradezu zynischer Weıse Illusionen aufgebaut. Abortverhütung empfehlen?
Wır alle wiıssen, da{fß VOL allem 1ın personeller Hınsıcht
Beratung 1M schützenden Sınne 1in unNnseTrTeMm Lande LUr be- Hepp Die Kirchen haben ın den etzten Jahren die Ehe-
schränkt möglıch ISt:: Und selbst bei bester personeller Füh- un Familıenberatung wesentliıch intensıiviert. Sıe mussen
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alle Ma{fißnahmen unterstützen, die ıne Änderung der Arztes 1n der Gesellschaft führen Der Patıent, der die
öffentlichen Einstellung ZU ınd 1mM Sınne größerer ‚Sag Beratungsstelle durchlauten hat, braucht keinerlei
wendung bezwecken. Wıirksame Hılfe ann hier auch CI - Motiıve tfür den Schwangerschaftsabbruch mehr CIHNCH,;
folgen durch Schaffung VO'  3 Kindergärten, Tagesstätten, damıt ISt dem Arzt unmöglıch, den Eıngriff eıner

bestimmten Indikation vorzunehmen, dennoch MU: denMüttererholungsheimen, durch sachgerechte Müuütter-Bera-
tung, durch die Annahme der ledigen Multter uUSW Vor Eingriff bei Auttreten VO  3 Komplikationen vera  rie

allem 1Sst die ethiısche Entscheidungsfähigkeit und Verant- können. Bisher WAar das eigene Wıssen un: das Gespräch
wortlichkeit des einzelnen durch Erziehung und sach- mi1t dem Patiıenten die Basıs für jede Indikationsstellung
gerechte Information grundzulegen un: stärken. Diese einem Eingriff. Nur aut diesem Fundament WAar bıslang
Forderung darf jedoch nıcht NUr für die TAau Gültigkeit die Durchführung jedweden arztlichen Eingriffes et-

haben, sondern 1St auch als Appell den Partner VEOCI - bar. Mıt der Fristenregelung wird diese arztliche Entschei-
stehen, siıch seiner Mıtverantwortung bekennen. Or- dungskraft durch den bloßen Wunsch eines Patıenten CI -

gyanısatıonen allein werden dies alles Sar nıcht eisten Dieser Wunsch des Patıenten nach einem Eingriff
können. Es wıird iın Zukunft darum gehen, dafß der ein- ezieht sıch 1U  > aber gar nıcht auf die ihm eigenen Urgane
zelne Mıtverantwortung tragt. Diese Verantwortung mu{ wa die Amputatıon einer and oder eines Beines
sıch 1mM Dienste un: Beistand außern. sondern auf menschliches Leben, das auch eın

genetischen Aspekten Individualität erlangt hat Mıt der
Die katholische Kirche mMu mit dem Vorwurf leben, Fristenregelung wird also ıne vollkommen L1EUEC Sıtuation

S1e se1 in Fragen der Schwangerschafts- bzw Empfängnis- iın der Begegnung VO  3 Arzt un Patıent yeschaffen. Dieser
beratung lehramtlich befangen. Setzt ıne auch 1Ur - Vorgang als soz1i0kulturelles Phänomen des 20 Jahrhun-
nähernd hilfreiche Antiabortberatung nıcht Klarheit ın derts kann für uns heute noch nıcht absehbare Folgen
Sachen Empfängnisregelung voraus” haben Es wiıird Aufgabe der Medizin-Geschichte se1n, die

erwartenden Veränderungen untersuchen.
Hepp In der Tat kann durch ıne kostenlose und gezielte
Aufklärung aller Bevölkerungsschichten über die Möglıich- Von den Betürwortern der Fristenregelung wurde

dıe These VO: Dammbruc! ın Richtung FEuthanasıie weıt VO:  _keiten der Geburtenkontrolle weitestgehenden gehol-
fen werden. urch das Angebot zuverlässiger Antiıkon- sıch gewlesen. W’o 1aber sınd die Barrıeren die Ver-

fügung über das Leben 1n soz1al Jästıgen Randzonen,zeptioneller Methoden kann die große Zahl der Abtrei-
bungen spürbar gesenkt werden. Be1 Frauen, be1i denen WEeNnN Leben 1in einer Zone, un se1 auch 1n der dem

Bewußfßtsein wen1gsten zugänglıchen, ohne vertretbareiıne Kontraindikation ZUur hormonalen Antıkonzeption
esteht und andere zuverlässıge Methoden nıcht annehm- Güterabwägung verfügbar wird? Und welche Auswirkun-

SCn erwarten Sıe für das ärztliche Ethos?bar sınd, 1St die Tubensterilisation oder die Sterilisation
des Mannes befürworten. FEhe- und Familienberatung
mıt dem Zıel, der Abortverhütung mitzuwirken, kannn Hepp Auch WenNnn die Befürworter der Fristenregelung

mit Recht die These VO Dammbruch 1n Rıchtung aktıver
1Ur glaubhaft und erfolgreich se1n, wenn sS1e sıch in der
Methodenfrage lehramtlich nıcht gebunden fühlt Sterbehilfe weıt VO'  e} sıch gewl1esen haben, 1St. dennoch die

gleichzeitig aufkommende Diskussion über die Schutz-
würdigkeit menschlichen Lebens Ende des eges

„Vollkommen aul e Sıtuation menschlicher Ex1istenz bereits Ausdruck der sıch schleichend
entwickelnden Bewußtseinsänderung un: daher keine Zu-Im Verhältnis rzt—-Patien
tallıgkeit. Es 1St eben ıcht möglıch, dıe Tötung mensch-

Welche Folgerungen ergeben sıch Aaus der Fristen- lıchen Lebens während der ersten drei Schwangerschafts-
regelung tfür das Verhältnis VO)  3 AÄArzt un Patıent? mMmoOonate ordern und gleichzeit1ig VO  > „besserer Lebens-

qualität“ sprechen. Dieser Widerspruch annn ZU Sym-
Hepp Dıie Gesellschaft hat mıiıt der Freigabe des Schwan- ptom uUunNnserer Gesellschaft mMi1ıt sozialpsychiatrischem Cha-
gyerschaftsabbruches während der ersten drei Monate die rakter werden und schlie(ßt theoretisch die Gefährdung
ungewollte Schwangerschaft für diesen Zeitabschnitt menschlichen Lebens überhaupt eın. Hıiınsichtlich der
gleichsam Zur Krankheit erhoben. Der diese „Krankheıt“ Auswirkungen der Fristenregelung für das ärztliche Ethos
nıcht durch die Ausräumung der Schwangerschaft behan- 1St ıne Prognose schwer möglıich. habe schon DEeESAZT,
delnde Arzt wird für den Patıenten, auch WEenNnln ıhm da{fß MIt der jetzt gegebenen Möglichkeıit, menschliches
1im (zesetz Gewissensfreiheit zugebilligt ist, ımmer eın Leben bıs ZUr Schwangerschaftswoche indikationslos
„schlechter“ Arzt se1n. So werden indirekte Zwänge auch toten können, ıne Veränderung und Umkehr des ArzZt-
1mM psychologischen Bereich der Arzt-Patienten-Beziehung lichen Auftrages eingeleitet wurde. Abtreibung 1St un!
wırksam werden. Und schließlich wırd der mIıt einer bleibt aber das Gegenteıl VO  - Heılkunde. Wıe lange dieses
Fristenregelung befürchtende Bewußtseinswandel dem arztlıche Prinzıp 1n unserem Lande Gültigkeit haben wird,
menschlichen Leben gegenüber gleichsam 1M Nebeneftekt 1St nıcht NUur VO  3 der Entscheidung jedes einzelnen Ärztes

einer tiefgreifenden Veränderung der Stellung des abhängıg. Denn auch die Gesellschaft muß, w 1e schon
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DESART, eın hohes Interesse daran behalten oder wieder- WwW1e in Osterreich zwischen Verabschiedung un: Inkraft-
finden, daß iıhre Ärzte nıemals der Tötung des Menschen Lreten des (jesetzes ıne längere Zeitspanne VO  . mindestens
durch den Menschen zustiımmen, siıch dem menschlichen sechs onaten für die Organısatıon der Realisierung der
Leben grundsätzlıch verpflichtet fühlen und sıch keıin Ur- Fristenregelung eingeplant worden ware. Bekanntlich
teıl über den Lebenswert menschlichen Lebens anmaßen. wurde 1n Osterreich das NEUEC Gesetz über den Schwanger-

schaftsabbruch, der gleichtalls ıne Fristenregelung VOI-+-

Wenn nach dem Willen des Gesetzgebers Zinge, sıeht, bereits 1mM Januar 1974 mMiıt eiıner ebenfalls knappen
ware das (Gesetz bereits 71 Junı voll in raft Mehrheıt VO  a 92 89 verabschiedet. Es trıtt aber erst Zu

Es ftehlt also ıne Übergangszeit für notwendige Vorsorge- Januar 1975 ın raft ıne solche Regelung hätte auch
mafßnahmen. Sınd solch kurze Fristen für die Realisierung tür die Bundesrepublik ermöglicht werden mussen. Sıe
e1ines solchen (sesetzes nıcht recht problematısch? hätte vermutlich auch dem Bundesverfassungsgericht die
Hepp Wır Ärzte hätten sehr begrüßt, wenn ähnlıch Aufgabe erleichtert.

Diskussion und Kontroverse

Das „C“ und dıe Zukunft der Unionsparteien
Dıiıe Diskussion über das »C ın den Unionsparteı:en hat lich-kameradschaftliches Verhältnis den Kiırchen“. Das
sıch, seıtdem die CDU/CSU ım Bund ın der Opposition klingt > als würde Wılly Brandt Maı über das
ıst, Neu belebt. Handelt sıch dabei: ıne Rewvitalisie- Verhältnis der SPD den Gewerkschaften reden. Ahn-

ıch unverbindliche Floskeln stehen 1in allen CDU-Parte1i-TUNS des Christlichen als politische Mot:vation oder
Nachhutgefechte, die das Ende christlicher Programmatık TOSTAMMECN über das ”C des Parteinamens. Für viele
ın der Politik „christlicher“ Parteıen ankündiıgen® Wır CDU-Politiker hören die Fragen den ganz entscheiden-
haben Zayel Publizisten VO  S Rang, Franz Alt (Leiter den Problemen ımmer noch da auf, s1e eigentlich be-
UonNn Report beim Südwestfunk Baden-Baden) und üdı- yinnen sollten. Und Grundsatzfragen werden für die CDU

wichtiger und dringlicher Je mehr in der SPD „die(Deutscher Industrie- und Handelstag,
Köln), die entgegengeseizten Flügeln der CDU ENSA- Macher“ das agen haben!
giert sınd, gebeten, au ıhrer Sıcht AZU Stellung neh- Doch in den „nıichtchristlichen“ Parteıen SPD und FDP

wırd das Verhältnis Staat Kirche un: Parteıienmen
Kirche heute intens1iıver diskutiert als 1iın den „christlichen“
Parteien. Auch die Jungdemokraten scheinen VO  $ dem
IThema weıit mehr ftaszınıert als die unge Unıon bisher
zumıindest! Die Sprachlosigkeit der Christen 1n der UnionDie Unionsparteien der heftigen Diskussion dieser Fragen 1St verblüftend.brauchen das „C“ Das Verhältnis der Unı:onspartei:en den Kirchen redu-
Zziert sıch immer mehr auf eın Verhältnis den kirch-

Auch be] der Jüngsten Landtagswahl ın Niedersachsen Afiel lıchen Hierarchien. Dabe:i sınd die Bischöfe beider Kirchen
auf, da{fß die SPD kaum ırchlich engagıerte Wähler VOCI- 1ın ihren polıtischen AÄußerungen während der etzten
loren und die CIM kaum solche hat Dennoch Monate oft progressiver als die Mehrzahl der führenden
scheint das Verhältnis der Unionsparteıen den Kırchen Unionspolitiker. Zur Erklärung der katholischen Bischöfe
problemlos das 1St das Problem! Walter Dirks und „Gegen Gewalt und Terror 1ın der 1t“ VO September
Eberhard Stammler suchten für ıhr problemgeladenes 1973 hatte aum eın Unionspolitiker Nur
Buch „ Wärum bleibe ıch ın der Kıiırche?“ führende Uniıions- deshalb, weıl dem nıchts hinzuzufügen war” Viele CADUWU-
polıtiker als Mıtautoren. Sıe erhielten Absagen VOI! Ger- Mitglieder würden noch heute ın den katholischen Sozial-
hard Schröder, Gerhard Stoltenberg, Franz Josef Straufß, enzyklıken eher iıne Sammlung VO  3 Lenin-Zıtaten als
Kaı Uwe VO  3 Hassel, TuUunO eck und anderen. Dafür sozlalpolıtische Erklärungen VO Papsten erkennen, wenn

schrieben dann Erhard Eppler und Heınz Oskar Vetter! s1e diese überhaupt kennen würden. Es scheint auch SAl
Helmut ohl wünschte kürzlich wıeder eın „Treundschaft- nıcht sıcher, da{fß heute der heilıge Thomas mıt seiner SOZ12-


